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Kleine Anfrage Melanie Mettler (GLP): Wie kann die Stadt Bern ihr attraktives 
Stadtleben schützen? 

 

 

In den letzten Monaten gab es eine neue Welle von Konflikten die gemeinsam haben, dass einzel-

ne Bewohnerinnen und Bewohner der Stadt hörbares Verhalten anderer Bewohnerinnen und Be-

wohner als störend empfinden. Dies ist Ausdruck einer besorgniserregenden Entwicklung, in der 

einzelne Menschen es als Lärmbelastung empfinden, wenn sie ihre Mitmenschen hören können. 

Dies ist ein grosses Problem für die wachsende Stadt Bern, die auch noch weiter wachsen, und wo 

immer möglich eine qualitative Verdichtung und ein lebendiges Gesellschaftsleben erreichen 

möchte. 

Beispiele dafür sind erfolgreiche Einsprachen im Breitenrain, wo die Heimspiele des FC Breiten-

rains, die notabene nachmittags stattfinden, oder spielende Kinder im Innenhof des Areals der 

alten Feuerwehrkaserne als störende Lärmquellen empfunden und deshalb untersagt werden. 

Ein anderes Beispiel für das Ausmass der Problematik sind die Fälle an der Grabenpromenade, wo 

die Stadt in vorauseilender Sorge um Einsprachen dem Verein Hauptsitz wegen monatlich stattfin-

dender kultureller Anlässe die Räumlichkeiten kündigte sowie im Falle der Raucherecke vor dem 

Kreissaal, wo die Gewerbepolizei, ohne dass Einsprachen vorliegen würden, seit einer Routinekon-

trolle ungeachtet der lokalen Verhältnisse auf sture Umsetzung der Regelungen besteht. 

In der Nachtlebenthematik wird diese Diskussion schon länger geführt, ohne dass sich eine Lösung 

abzeichnen würde. Als jüngstes Beispiel sei nur der neuste Fall der Dampfzentrale angefügt. Diese 

beantragt aus rein verwaltungstechnischen Gründen eine Überzeitbewilligung. Der Antrag allein 

hat jedoch automatisch sofortige Einsprachen zur Folge. Dies, obwohl es bisher an keinem einzi-

gen Anlass eine Lärmklage gab oder gar die Polizei ausrücken musste. Weiterhin entschärft die 

Überzeitbewilligung die Problematik, weil Nachtschwärmer frühmorgens schon erste öV benutzen 

können anstatt sich zu Fuss durchs Quartier zu bewegen. 

Auch die für ein attraktives und lebendiges Quartierleben immens wichtigen Zwischennutzungen 

sind der Willkür der momentanen Praxis ausgesetzt, welche Einzelpersonen die Macht gibt, breit 

abgestützte Projekte zu blockieren oder gar zu verhindern. 

Die momentane rechtliche Praxis stellt ein echtes Problem dar, indem sie ermöglicht, dass einzel-

ne Personen, die sich gestört fühlen (oder sich darum sorgen, dass sie in Zukunft gestört werden 

könnten) das gemeinschaftliche Leben in der Stadt für eine grosse Anzahl anderer Bewohnerinnen 

und Bewohner behindern oder gar verhindern können. 

Ich bitte deshalb den Gemeinderat um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Welche Möglichkeiten hat die Stadt, sich dafür einzusetzen, dass diese Praxis der Entwicklung 

des städtischen Lebens angepasst wird? Welche Änderungen wären zielführend, z.B. eine An-

passung der Rechtspraxis des Statthalters Lerch, oder bräuchte es eine Anpassung der kanto-

nalen Lärmverordnung? 

2. Welche anderen Möglichkeiten könnten dazu beitragen, diesen Missstand bezüglich der Inte-

ressensabwägung der Rechte Einzelner gegenüber den Bedürfnissen Vieler im Interesse einer 

lebendigen und attraktiven Stadt zu beheben? 
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